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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2023 Ausgegeben am 31. Dezember 2023 Teil II 

440. Verordnung: Änderung der Suchtgiftverordnung 

440. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz, mit der die Suchtgiftverordnung geändert wird 

Aufgrund des § 10 Abs. 1 Z 4 bis 6 des Suchtmittelgesetzes (SMG), BGBl. I Nr. 112/1997, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 70/2023, wird verordnet: 

Die Suchtgiftverordnung (SV), BGBl. II Nr. 374/1997, zuletzt geändert durch die Verordnung 
BGBl. II Nr. 209/2023, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 7 Abs. 2d wird folgender Abs. 2e eingefügt: 
„(2e) Einrichtungen stationärer Pflege und Betreuung benötigen für den Erwerb und Besitz von 

Suchtgift, nach Maßgabe des § 6 Abs. 4f Suchtmittelgesetz, insoweit keine Bewilligung des 
Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, als dieses der 
Arzneimittelbevorratung gemäß den für Einrichtungen stationärer Pflege und Betreuung geltenden 
Bestimmungen dient.“ 

2. § 8 Abs. 5 lautet: 
„(5) Ärztinnen/Ärzte, Zahnärztinnen/Zahnärzte, Dentistinnen/Dentisten und Tierärztinnen/Tierärzte, 

die Suchtgift bei der Ausübung ihres Berufes benötigen, die Krankenanstalten, die Einrichtungen 
stationärer Pflege und Betreuung und die veterinärmedizinischen Kliniken und Anstalten, ferner die im 
§ 6 Abs. 1 genannten Institute und Anstalten sowie die organisierten Notarztdienste haben über Bezug 
und Verwendung von Suchtgift der Anhänge I, II, IV und V dieser Verordnung derart genaue 
Vormerkungen zu führen, dass sie den Behörden über Verlangen Auskünfte hierüber erteilen können.“ 

3. § 9 Abs. 1 lautet: 
„(1) Die öffentlichen Apotheken, Anstaltsapotheken sowie die ärztlichen und tierärztlichen 

Hausapotheken haben ein mit fortlaufenden Seitenzahlen versehenes Vormerkbuch zu führen, in dem der 
Lagerbestand zum 1. Jänner eines jeden Jahres, der Bezug, die Bezugsquelle und die Abgabe von 
Suchtgift, mit Ausnahme der im Anhang III genannten pharmazeutischen Zubereitungen, einzutragen 
sind. Suchtgiftbezüge sind mit den Lieferscheinen auszuweisen. Als Beleg für die Suchtgiftabgabe an 
Ärztinnen/Ärzte, Zahnärztinnen/Zahnärzte, Dentistinnen/Dentisten oder Tierärztinnen/Tierärzte für ihren 
Berufsbedarf sowie an Krankenanstalten oder Einrichtungen stationärer Pflege und Betreuung dient die 
Verschreibung (Suchtgiftrezept). Die Suchtgiftabgabe an andere Apotheken einschließlich der ärztlichen 
und tierärztlichen Hausapotheken ist mit dem Lieferschein oder einem anderen geeigneten Beleg 
auszuweisen. Suchtgifteingänge sind sofort, Suchtgiftausgänge spätestens am Monatsende – bei 
Suchtgift-Dauerverschreibungen spätestens am Monatsende nach der letzten Abgabe – zusammengefasst 
in das Vormerkbuch einzutragen. Der Gesamtausgang von Suchtgiften des Anhanges II dieser 
Verordnung ist spätestens am Jahresende einzutragen. Am 31. Dezember eines jeden Jahres ist eine 
Bestandsaufnahme der tatsächlich vorhandenen Suchtgifte vorzunehmen; etwaige Differenzen sind im 
Vormerkbuch auszuweisen.“ 

4. § 17 Abs. 1 lautet: 
„(1) Arzneimittel, die Suchtgift enthalten, dürfen nur für eine Patientin/einen Patienten, für ein 

krankes Tier, für den Bedarf in einer Praxis oder in einer Krankenanstalt, für die Arzneimittelbevorratung 
in einer Einrichtung stationärer Pflege und Betreuung gemäß den für Einrichtungen stationärer Pflege und 
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Betreuung geltenden Bestimmungen sowie für den Bedarf einer ärztlichen oder tierärztlichen 
Hausapotheke verschrieben werden.“ 

5. § 19 Abs. 1 Z 1 und 2 lauten: 
 „1. den Namen und Berufssitz oder Dienstort – bei Wohnsitzärztinnen/-ärzten den Wohnsitz – der 

Ärztin/des Arztes, der Zahnärztin/des Zahnarztes oder der Tierärztin/des Tierarztes (Stampiglie); 
 2. den Namen und die Anschrift der Patientin/des Patienten, der Tierhalterin/des Tierhalters oder 

der Krankenanstalt oder einer behördlichen Aufsicht oder Kontrolle unterliegenden Einrichtung 
stationärer Pflege und Betreuung, für die das Arzneimittel bestimmt ist; bei Verschreibung für 
eine Patientin/einen Patienten auch deren/dessen Geburtsjahr; bei Verschreibung für den 
Praxisbedarf den Vermerk „pro ordinatione“;“ 

6. Dem § 35 wird folgender Abs. 22 angefügt: 
„(22) § 7 Abs. 2e, § 8 Abs. 5, § 9 Abs. 1, § 17 Abs. 1 und § 19 Abs. 1 Z 1 und 2 in der Fassung der 

Verordnung BGBl. II Nr. 440/2023 treten mit 1. Jänner 2024 in Kraft.“ 

Rauch 
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